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Stadt Bornheim 

Der Bürgermeister 

 

Rathausstraße 2 

53332 Bornheim 

 

        Köln, 18. Juni 2021 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplans Ro 25 „Koblenzer Straße“ in 

der Ortschaft Roisdorf / Vergrößerung des Plangebietes / Weiterführung im be-

schleunigten Verfahren, Öffentliche Auslegung 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, 

 

hiermit zeige ich an, dass ich im Verfahren des im Betreff genannten Bebauungs-

plans – und auch dem nachfolgenden Verfahren wegen Erhebung von Erschlie-

ßungsbeiträgen –  

 

 

anwaltschaftlich vertrete. Eine auf mich lautende Vollmacht füge ich bei. 

 

Gegen den ausgelegten Bebauungsplan Ro 25 „Koblenzer Straße“ in der Ortschaft 

Roisdorf erhebe ich namens meiner Mandantschaft folgende  

 

Einwände: 

 
 

1. Erschließung bereits früher erfolgt, neue Erschließung nicht 

erforderlich 
 

Ausweislich der Begründung zum ausgelegten Bebauungsplanentwurf geht die 

Stadt Bornheim davon aus, dass die Koblenzer Straße sich in einem nicht ausge-

bauten Zustand befindet. In der Stellungnahme der Stadt zu den „Ergebnissen der 

frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit“ zu Plan Ro 25 und den in diesem 

Verfahren vorgebrachten Einwendungen heißt es, es handle sich um eine erstmalige 

Erschließung der Koblenzer Straße, weil dies im Jahr 1961 noch nicht dem Anbau 

und dem innerörtlichen Verkehr gedient habe. Dieser Ausgangspunkt ist jedoch 

nicht richtig, Fehlende Bürgersteige alleine sind nämlich für die Beurteilung des 

Ausbauzustands nicht entscheidend. Für die Zwecke der Anwohner wurde die 

Straße schon vor Jahrzehnten, aber nach dem Jahr 1961, ausreichend ausgebaut und 

mit einer Teerdecke versehen. Die Anwohner haben diesen Ausbau auch direkt oder 

indirekt – über den Bauträger – bezahlt. 

 

Die Stadt Bornheim hat auch in den Jahren vor 1990 Versorgungsleitungen (Gas, 
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Wasser, Strom, Abwasser usw.) gelegt und dabei auch die Teerdecke erneuert. Für 

den Anschluss der im Jahr 2002 bereits erstellten Gebäude wurden von der Stadt 

Bornheim für den Anschluss an das Abwassernetz Gebühren erhoben. Von einem 

fehlenden oder unzureichenden Ausbauzustand kann also keine Rede sein. Es ist 

nicht ersichtlich, wieso für die Anwohner ein weitergehender Ausbau erforderlich 

sein sollte. 

 

Nicht einmal die im Jahr 2021 errichtete Kindertagesstätte am Ende der Koblenzer 

Straße, Ecke Maarpfad / Gemüseweg erfordert einen weitergehenden Ausbau im 

Vergleich zum derzeitigen Zustand. Die Straße bewältigt das Verkehrsaufkommen 

problemlos, eine Gefährdung von Anwohnern oder Passanten ist nicht ersichtlich.  

 

 

2. Ausbau führt zu Sicherheitsrisiken 
 

Einer völligen Fehleinschätzung unterliegt die Planung beim Thema Sicherheitsri-

siken. Wenn in der Stellungnahme der Stadt zu den „Ergebnissen der frühzeitigen 

Unterrichtung der Öffentlichkeit“ zu Plan Ro 25 und den in diesem Verfahren vor-

gebrachten Einwendungen behauptet wird, die (selten verkehrenden) landwirt-

schaftlichen Fahrzeuge und LKW stellten ein Sicherheitsrisiko dar, weshalb auch 

unabhängig vom Baugebiet Ro 23 ein Ausbau der Koblenzer Straße „im Trennprin-

zip“ erforderlich sei, ist das schlicht die Unwahrheit. Es gibt keine Verkehrsunter-

suchung, kein Gutachten, das eine solche Gefährdung nachweisen würde. Unfälle 

gab es in der Vergangenheit nicht, auch keine sonst aktenkundigen problematischen 

Verkehrssituationen. Es bleibt schleierhaft, woher die Stadt das angebliche Sicher-

heitsrisiko nimmt, das sie – irriger Weise - wohl ausschließlich auf das Fehlen von 

Bürgersteigen zurückführt.  

 

Dabei berücksichtigt sie offenbar nicht, dass gerade das Fehlen von Bürgersteigen 

die motorisierten Verkehrsteilnehmer gegenwärtig zu erhöhter Vorsicht veranlasst 

und damit die Sicherheit der Koblenzer Straße gewährleistet. Die Straße erweckt 

im aktuellen Ausbauzustand eher den Eindruck einer „verkehrsberuhigten Zone“, 

die – ergänzt um die gegenwärtig existierende Tempo-30-Zone - zum Langsam-

Fahren und zur Rücksicht veranlasst. Wegen der in der Straße befindlichen Kinder-

tagesstätte ist diese Verkehrsberuhigung auch zwingend notwendig. 

 

Der Ausbau hingegen beseitigt nicht Sicherheitsrisiken, er führt diese erst herbei. 

Er erhöht das Verkehrsaufkommen und veranlasst durch die Errichtung von Bür-

gersteigen zum Schnellfahren. Die Bürgersteige werden kein Schutz sein, die 

Straße wird insgesamt zur Gefahrenzone, da durch die Verbreiterung noch mehr 

zum Schneller-Fahren animiert wird. Ein Konzept zur Verkehrsberuhigung ist nir-

gends in der Vorlage ersichtlich, es ist wohl auch nicht möglich sein, wenn zusätz-

licher Verkehr über diese Straße abgewickelt werden soll. Fußgänger und Radfahrer 

würden nachrangig behandelt werden, Vorrang wird dem Autoverkehr eingeräumt. 

Schon dieser Aspekt führt zu einem schweren Abwägungsfehler der Planung und 

damit zur Angreifbarkeit des beabsichtigten Bebauungsplans. 
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3. Ausbau dient ausschließlich dem Baugebiet Ro 23 
 

In Wirklichkeit dient der beabsichtigte Ausbau der Koblenzer Straße ausschließlich 

dazu, ein benachbartes neues Baugebiet (Bebauungsplan Ro 23) zu erschließen. 

Erst der Verkehr zu diesem Baugebiet wird die Koblenzer Straße zu einer „Sam-

melstraße“ – was sie derzeit nicht ist – aufwerten. Die Perfidie der Planung besteht 

darin, dass letztlich durch den Bebauungsplan Ro 25 und den anschließenden Aus-

bau der Koblenzer Straße die Anwohner dieser Straße für die Ausbaukosten auf-

kommen sollen, obwohl der Ausbau für sie nicht erforderlich ist und der Erschlie-

ßungsverkehr des neuen Baugebiets für die Anwohner der Koblenzer Straße nur 

Nachteile ( Dreck, Lärm, Gefährdung) mit sich bringt. 

 

Aus diesem Grund ist es auch eine rechtsfehlerhafte Vorgehensweise, den Bebau-

ungsplan Ro 25 von dem Plan Ro 23 zu trennen. Diese Trennung ist willkürlich und 

dient ausschließlich dazu, den eigentlichen Zweck der Ausbaumaßnahme zu ver-

schleiern, mit dem Ziel, die Kosten den Anwohnern der Koblenzer Straße aufzuer-

legen. Der Investor des Baugebiets Ro 23 soll offensichtlich geschont und von Kos-

ten entlastet werden. Zu fragen ist, aus welchen Gründen das geschieht bzw. was 

die Stadt Bornheim zu einem solchen Verhalten veranlasst. 

 

 

4. Kostenbeteiligung des Investors Ro 23 nicht gesichert 
 

Während es in früheren Vorlagen hieß, der Investor des Baugebiets Ro 23 über-

nehme 20 Prozent der Ausbaukosten der Koblenzer Straße (siehe Stellungnahme 

der Stadt zu den „Ergebnissen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit“ zu 

Plan Ro 25), ist jetzt davon keine Rede mehr. Jedenfalls wurde diese Kostenbetei-

ligung bisher nicht in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag mit dem Investor gesi-

chert. Ohnehin ist eine Kostenbeteiligung in Höhe von 20 Prozent viel zu niedrig, 

weil der Ausbau ausschließlich den Interessen dieses Investors dient. 

 

Richtig wäre es, wenn schon die Koblenzer Straße ausgebaut werden soll, eine deut-

lich höhere (nahezu vollständige) Kostenübernahme des Investors durchzusetzen, 

diese in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag abzusichern und für eine Hinterlegung 

(oder Bankbürgschaft) der voraussichtlichen Kostensumme zu sorgen, um einer 

späteren Insolvenz des Investors zu begegnen. 

 

 

5. Erschließung des Baugebiets Ro 23 auf andere Weise möglich 

und geboten 
 

Seit langem gibt es in der Gemeinde Roisdorf zurecht Streit darüber, wie das Bau-

gebiet Ro 23 erschlossen werden soll. In der Stellungnahme der Stadt zu den „Er-

gebnissen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit“ zu Plan Ro 25 und den 

in diesem Verfahren vorgebrachten Einwendungen werden Erschließungsalternati-

ven abgelehnt. 

 

Einer der ins Feld geführten Gründe besteht darin, dass ein Grundstückserwerb für 
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die anderweitige Erschließung erforderlich wäre. Aber warum verschont hier die 

Stadt erneut den Investor davon, zwecks Erschließung seiner Baufläche Grundstü-

cke erwerben zu müssen?  

Ein weiteres Argument besteht darin, dass die „Verbreiterung des Wirtschafts-

wegs“ (über den eine anderweitige Erschließung möglich wäre) eine zusätzliche 

Flächenversiegelung bedeuten würde. Die Versiegelung an der Koblenzer Straße ist 

also nach Meinung der Stadt offenbar kein Problem, diejenige des neuen Bauge-

biets auch nicht, aber dessen Zufahrt über den Wirtschaftsweg soll angeblich zu 

einem Versiegelungsproblem führen? Diese Argumentation trägt offensichtlich 

nicht. Sie zeigt einen weiteren Abwägungsfehler auf. 

 

Dann gibt es noch das in der Vorlage genannte Zeit-Argument, weil der Investor 

offenbar ganz schnell in die Lage versetzt werden soll, zu bauen, ohne die Grund-

stücke zur alternativen Erschließung erwerben zu müssen. Verkaufsverhandlungen 

mit einer Reihe von Grundstückseigentümern würden zu einem unverhältnismäßi-

gen Zeit- und Kostenaufwand führen, so heißt es in der Stellungnahme der Stadt zu 

den „Ergebnissen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit“ zu Plan Ro 25. 

Auch hier zeigt sich, dass es der Stadt nicht um die Anwohner der Koblenzer Straße, 

sondern um die Interessen des Investors geht. Welche Interessenlage bindet die 

Stadt an den Investor?  

 

Dieses Zeitargument darf für die Stadt kein in der Abwägung entscheidendes Argu-

ment sein. Es geht darum, eine richtige Planung aufzustellen, die auch die Interwes-

sen der Anwohner an der Koblenzer Straße berücksichtigt, und es ist falsch, eine 

fehlerhafte Planung möglichst schnell durchzusetzen. Hinzu kommt, dass gerade 

die bei Ablehnung einer alternativen Erschließung zu erwartenden Gerichtsverfah-

ren gegen die Bebauungspläne Ro 25 und Ro 23 die ehrgeizigen Zeitpläne gefähr-

den würden. 

 

 

6. Erhebung von Erschließungsbeiträgen rechtsfehlerhaft 
 

Schon jetzt wird darauf hingewiesen, dass die beabsichtigte Erhebung von Erschlie-

ßungsbeiträgen von den Anwohnern der Koblenzer Straße rechtswidrig sein wird 

und daher von den Anwohnern vor Gericht mit Erfolg angefochten werden wird. 

Die Stadt Bornheim wird dann die Kosten des Ausbaus in vollem Umfang tragen 

müssen. 

 

Die Gründe dafür liegen in der Fehlerhaftigkeit der vorgelegten Planung, in der 

Annahme, der Ausbau der Koblenzer Straße sei erstmalig, und in der dem Äquiva-

lenzprinzip und dem Adäquanzprinzip widersprechenden Belastung der Anwohner 

der Koblenzer Straße, die von dem Ausbau keinen Vorteil, sondern nur Nachteile 

haben werden. 

 

Um Berücksichtigung dieser Stellungnahme wird gebeten. 

 

Es wird beantragt, 
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• das Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Ro 25 auszusetzen, 

• auf den Ausbau der Koblenzer Straße zu verzichten, 

• das Plangebiet Ro 23 alternativ zu erschließen, 

• dem Investor die Kosten der Erschließung des Plangebiets Ro 23 

aufzubürden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Reinhard Hartstein 

Rechtsanwalt 
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Von: Zentraler Posteingang Ratsbüro
Gesendet: Montag, 28. Juni 2021 08:03
An: 7.1 Stadtplanung
Cc: Schier, Manfred (1. Beigeordneter); Becker, Christoph (Bürgermeister)
Betreff: WG: Öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplans Ro 25 (Koblenzer 

Straße)

Guten Morgen zusammen, 
 
beigefügte Stellungnahme von  zu Ihrer Kenntnis und mit der Bitte um Eingangsbestätigung an den 
Herrn. 
 
Vielen Dank! 
Mühlens 
 

Von: 
Gesendet: Sonntag, 27. Juni 2021 23:23 
An: Bürgerdialog Stadt Bornheim ; Bürgerbüro Stadt Bornheim ; Zentraler Posteingang Ratsbüro  
Betreff: Öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplans Ro 25 (Koblenzer Straße) 
 

Sehr geehrte Stadtverwaltung,  
Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
Sehr geehrter Stadtrat,  
Sehr geehrte Damen und Herren,  

gegen den ausgelegten Bebauungsplan Ro25 „Koblenzer Straße“ in der Ortschaft Roisdorf 
erhebe ich folgende Einwände:  

1 – Es ist keine Ersterschließung  

Die Stadt Bornheim argumentiert,  

 z.B. im ausgelegten Bebauungsplanentwurf, dass die Koblenzer Straße sich in einem nicht-
ausgebauten Zustand befindet. 

 z.B. in „Ergebnissen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit“ zu Bebauungsplan 
Ro25, es handle sich um eine erstmalige Erschließung der Koblenzer Straße, weil dies im 
Jahr 1961 noch nicht dem Anbau und dem innerörtlichen Verkehr gedient habe. 

Dieser Darstellung möchte ich deutlich widersprechen:  

 Fehlende Bürgersteige alleine sind für die Beurteilung des Ausbauzustands nicht 
entscheidend. Für die Zwecke der Anwohner wurde die Straße schon vor Jahrzehnten, 
aber nach dem Jahr 1961, ausreichend ausgebaut und mit einer Teerdecke versehen. Wir 
Anwohner haben diesen Ausbau auch direkt oder indirekt – über den Bauträger – bezahlt. 

 Die Stadt Bornheim hat auch in den Jahren vor 1990 Versorgungsleitungen (Gas, Wasser, 
Strom, Abwasser usw.) gelegt und dabei auch die Teerdecke erneuert. Für den Anschluss 
der im Jahr 2002 bereits erstellten Gebäude wurden von der Stadt Bornheim für den 
Anschluss an das Abwassernetz Gebühren erhoben. 
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Von einem fehlenden oder unzureichenden Ausbauzustand kann also keine Rede sein. Es 
ist nicht ersichtlich, wieso für uns Anwohner ein weitergehender Ausbau erforderlich sein 
sollte.  

2 – Ausbau „im Trennprinzip“ nicht belegt  

Die Stadt argumentiert in den „Ergebnissen der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit“ zu 
Bebauungsplan Ro25 und den in diesem Verfahren vorgebrachten Einwendungen, die (selten 
verkehrenden) landwirtschaftlichen Fahrzeuge und LKW stellten ein Sicherheitsrisiko dar, weshalb
auch unabhängig vom Baugebiet Ro23 ein Ausbau der Koblenzer Straße „im Trennprinzip“ 
erforderlich sei. Jedoch wird diese Argumentation weder  

 mit einem Verkehrsuntersuchung, 
 einer Unfallstatistik, 
 aktenkundigen problematischen Verkehrssituationen, 
 noch einem Gutachten 

belegt. Woher nimmt die Stadt das angebliche Sicherheitsrisiko, das sie anscheinend 
ausschließlich auf das Fehlen von Bürgersteigen zurückführt?  

Natürlich empfinde ich als Anwohner die Verkehrssituation aktuell nicht als optimal. Jedoch 
stehen hier sicherlich mehr Alternativen zur Auswahl, als ausschließlich ein Ausbau „im 
Trennprinzip“. Man könnte die Koblenzer Straße z.B. auch als Spielstraße ausweisen und so alle 
Verkehrsteilnehmer auf Schrittgeschwindigkeit begrenzen.  

3 – Erst das Baugebiet Ro23 macht die Koblenzer Straße zu einer 
„Sammelstraße“  

Die Koblenzer Straße (Fuhrweg bis Maarpfad) ist keine „Sammelstraße“. Erst der Verkehr zu dem 
Baugebiet Ro23 wertet die gesamte Koblenzer Straße zu einer „Sammelstraße“ auf. Damit dient 
der beabsichtigte Ausbau der Koblenzer Straße ausschließlich dazu, ein benachbartes neues 
Baugebiet (Bebauungsplan Ro23) zu erschließen. Die Perfidie der Planung besteht darin, dass 
letztlich durch den Bebauungsplan Ro25 und den anschließenden Ausbau der Koblenzer Straße 
die Anwohner dieser Straße für die Ausbaukosten aufkommen sollen, obwohl der Ausbau für sie 
nicht erforderlich ist und der Erschließungsverkehr des neuen Baugebiets für die Anwohner der 
Koblenzer Straße nur Nachteile (Dreck, Lärm, Gefährdung) mit sich bringt.  

Aus diesem Grund ist es auch eine rechtsfehlerhafte Vorgehensweise, den Bebauungsplan Ro25 
von dem Bebauungsplan Ro23 zu trennen. Diese Trennung ist willkürlich und dient ausschließlich 
dazu, den eigentlichen Zweck der Ausbaumaßnahme zu verschleiern, mit dem Ziel, die Kosten 
den Anwohnern der Koblenzer Straße aufzuerlegen. Warum wird der Investor des Baugebiets 
Ro23 offensichtlich geschont und von Kosten entlastet?  

4 – Kostenbeteiligung des Investors Ro23 nicht gesichert  

Während es in früheren Vorlagen hieß, der Investor des Baugebiets Ro23 übernehme 20 Prozent 
der Ausbaukosten der Koblenzer Straße (siehe Stellungnahme der Stadt zu den „Ergebnissen der 
frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit“ zu Bebauungsplan Ro25), ist jetzt davon keine Rede 
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mehr. Jedenfalls wurde diese Kostenbeteiligung bisher nicht in einem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag mit dem Investor gesichert. Ohnehin ist eine Kostenbeteiligung in Höhe von 20 Prozent 
viel zu niedrig, weil der Ausbau ausschließlich den Interessen dieses Investors dient.  

Richtig wäre es, wenn schon die Koblenzer Straße ausgebaut werden soll, eine deutlich höhere 
(nahezu vollständige) Kostenübernahme des Investors durchzusetzen, diese in einem öffentlich-
rechtlichen Vertrag abzusichern und für eine Hinterlegung (oder Bankbürgschaft) der 
voraussichtlichen Kostensumme zu sorgen, um einer späteren Insolvenz des Investors zu 
begegnen.  

5 – Erschließung des Baugebiets Ro23 auf andere Weise möglich und 
geboten  

Das Baugebiet Ro23 kann auch auf andere Weise als über die Koblenzer Straße erschlossen 
werden. Hier verweise ich auf meine Stellungnahmen zu Ro23. Es gibt von dieser Seite also 
weder einen Zeitdruck noch Gestaltungsanforderung an einen möglichen Ausbau der Koblenzer 
Straße.  

6 – Erhebung von Erschließungsbeiträgen rechtsfehlerhaft  

Schon jetzt möchte ich darauf hinweisen, dass die beabsichtigte Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen von den Anwohnern der Koblenzer Straße rechtswidrig sein wird. Es 
muss damit gerechnet werden, dass diese von den Anwohnern vor Gericht angefochten werden 
wird.  

Die Gründe dafür liegen in der Fehlerhaftigkeit der vorgelegten Planung, in der Annahme, der 
Ausbau der Koblenzer Straße sei erstmalig, und in der dem Äquivalenzprinzip widersprechenden 
Belastung der Anwohner der Koblenzer Straße, die von dem Ausbau keinen Vorteil, sondern nur 
Nachteile haben werden.  

7 – Fazit  

Um Berücksichtigung dieser Stellungnahme wird gebeten.  

Ich beantrage,  

 das Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Ro25 auszusetzen, 
 auf den Ausbau der Koblenzer Straße zu verzichten, 
 das Plangebiet Ro23 alternativ zu erschließen, 
 dem Investor die Kosten der Erschließung des Plangebiets Ro23 aufzubürden. 
 die Koblenzer Straße zwischen Fuhrweg und Maarpfad als Spielstraße auszuweisen. 

Mit freundlichen Grüßen,  
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‘ Stadt Bornheim
02 Juli 2021

Rhein-Sieg-xreis
WWÖ57“

An den Bürgermeister
der Stadt Bornheim
-Herrn Christoph Becker—

Rathausstr. 2

53332 Bornheim

Bornheim, 04,07.2021

Stellungnahme zum Bebauungsplan R025 „Koblenzer Straße“

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den ausgelegten Bebauungsplan R025 „Koblenzer Straße“ erhebe ich folgende
Einwände:

Der Ausbau der Koblenzer Straße dient vorrangig der Erschließung des Neubaugebietes und
damit hauptsächlich den Interessen des Investors von R023. Es stellt sich die Frage warum
nicht der Investor von R023, wie es bei anderen Baugebieten der Stadt Bornheim in der
Vergangenheit üblich war, die Kosten der Zuwegung trägt. Auch bei dem neuen Baugebiet
Rb01 (Rösberg 01) wird die Zuwegung über den Rüttersweg komplett vom Investor bezahlt.
Offensichtlich soll bei R023 / 25  der Investor vor den Kosten geschützt werden und die
Anwohner der Koblenzer Straße sollen zahlen. Hat der Investor von R023 einen besonders
guten Draht zum Rathaus oder warum erfährt er  eine Sonderbehandlung? Man kann sich des
Eindrucks nicht erwehren, dass in diesem Falle etwas nicht mit rechten Dingen zugeht.

Die Stadt hat in der Vergangenheit etliche, vorgeschlagene Erschließungsalternativen
ignoriert. Einer der ins Feld gefiihrten Gründe besteht darin, dass ein Grundstückserwerb fiir
die anderweitige Erschließung erforderlich wäre. Aber warum verschont hier die Stadt erneut
den Investor davon, zwecks Erschließung seiner Baufläche Grundstücke erwerben zu müssen?

Das Argument für eine erhöhte Sicherheit durch den Neubau der Koblenzer Straße ist haltlos
und nur vorgeschoben. In der Vergangenheit hat es  bei der Stadt niemanden interessiert, wie
sicher die Koblenzer Straße ist. Zudem ist es in der Vergangenheit noch nie zu Unfällen
gekommen. Das Fehlen von Bürgersteigen ist dabei unerheblich.

Zudem handelt es sich nicht, wie die Stadt Bornheim argumentiert, um einen Erstausbau ,
sondern um eine Neugestaltung, weil die Koblenzer Straße schon seit Jahrzehnten mit einer
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Teerdecke ausgebaut und mit Versorgungsleitungen und Kanalisation versehen ist. Die
Anwohner haben diese Maßnahmen in der Vergangenheit auch bezahlt.

Schon jetzt wird darauf hingewiesen, dass die beabsichtigte Erhebung von
Erschließungsbeiträgen von den Anwohnern der Koblenzer Straße rechtswidrig sein wird. Es
muss damit gerechnet werden, dass diese von den Anwohnern vor Gericht angefochten
werden wird.

Mit freundlich Grüßen



An die
Stadt Bornheim
Rathausstr. 2

53332 Bornheim

e-mail   Mobil   /  Bonn,
05. Juli 2021

Stellungnahme zur Planung Ro_23 / Ro_25

Sehr geehrte Damen und Herren,
Ich bin Anlieger der Koblenzer Straße und in besonderem Maße von den Erschließungsplänen des Bebauungs-
plans Ro_25 und auch Ro_23 betroffen. 
Die Koblenzer Straße wird nach dem bisherigen Planungsstand die einzige Erschließungsstraße für das Pla-
nungsgebiet Ro-23 sein. Daher hätte sie bei ordnungsgemäßer Beplanung nicht von diesem getrennt werden 
dürfen. 
Der einzige Grund für die Trennung von Ro_23 und Ro_25 ist meines Erachtens die gesonderte planungsrecht-
liche Behandlung der Koblenzer Straße und, nicht zuletzt, die Kostenumlage an die Bewohner. Der Ausbau zu-
gunsten der bisherigen Anwohner der Koblenzer Straße wird hierzu nur vordergründig als Rechtfertigung vor-
geschoben und dient damit anderen Zwecken, nämlich der finanziellen Entlastung eines Investors. Es besteht 
Anlass dafür, diese Maßnahme in ihren Teilen und insgesamt als rechtswidrig zu werten: 

1 Die Koblenzer Straße besteht in ihrem jetzigen Ausbauzustand bereits mehrere Jahrzehnte. Dies 
schließt Kanalisation, Teerdecke und Versorgungsleitungen ein. Hier hat es nie Anlass für die Stadt 
Bornheim gegeben, diesen Ausbauzustand zu ändern. Insbesondere wurden Gehwege nie als so we-
sentlich angesehen, dass sie in diesen Jahren angelegt worden wären. Zudem wurden in den Neunzi-
ger Jahren bereits Kostenumlagen der Anwohner für den Kanalanschluss vorgenommen. Ich fordere 
von der Stadt Bornheim eine Begründung, warum die Koblenzer Straße im Hinblick auf die jetzigen 
Anlieger ausgebaut werden soll. Hier muss eine separate Begründung erbracht werden, um Kostenbe-
scheide zu Lasten der Anwohner überhaupt zu rechtfertigen. Hierbei ist zu bedenken und differenzie-
rend in die Begründung mit einzubringen, dass es sich nicht um die erstmalige Erschließung, sondern 
um einen Ausbau (ausschließlich zugunsten eines Investors) handelt. 

2 Zudem fordere ich eine Begründung, warum der Ausbau der Koblenzer Straße aus der Planung für 
Ro_23 herausgenommen wurde und als Ro_25 separat beplant wird. Augenscheinlich soll damit der 
Investor von Ro-23 von den Aufwendungen des Ausbaus der Koblenzer Straße entlastet werden. Das 
ist aber u.a. deshalb nicht rechtens, weil die Koblenzer Straße nach bisherigem Planungsstand die ein-
zige Erschließungsstraße für das Planungsgebiet Ro-23 sein wird. Daher muss der Investor des Pla-
nungsgebiets Ro_23 den kompletten Anteil der Ausbaukosten der Koblenzer Straße zahlen und nicht 
nur 20%. 

3 Angreifbar sind daher meines Erachtens in besonderem Maße außer Acht gelassene Erschließungsal-
ternativen. Die Koblenzer Straße führt schon bei oberflächlicher Betrachtung am Planungsgebiet 
Ro_23 „vorbei“, während einer Erschließung über den Fuhrweg und eine abgehende Stichstraße viel 
sinnvoller erscheint. Hier ist von der Stadt Bornheim zu begründen, warum diese Alternative nicht be-
rücksichtigt wurde, zumal im Rahmen der Erschließung des Neubaugebietes Ro_22 eine einfache 
neue Zuwegung von der Herseler Straße aus zum Fuhrweg gewährleistet ist.
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4 Es ist auch zu begründen, warum die Stadt Bornheim dabei eine erhöhte und völlig unnötige Ver-
kehrsbelastung der Koblenzer Straße in Kauf nimmt. Die Hauptlast des aus und in das Neubaugebiet 
Ro-23 fahrenden Verkehrs wird augenscheinlich die Herseler Straße und ihren Zubringer zur A 555 
ansteuern. Genau dieser Verkehr wird dann aber quasi „rückwärtig“ am äußersten Ende der Koblenzer
Straße in Höhe der Straße „Am Maarpfad“ und damit über einen Umweg in das Planungsgebiet 
Ro_23 hinein oder herausgeführt und wird zwangsläufig die Koblenzer Straße Richtung Süden befah-
ren. Es würde alle Anwohner der Koblenzer Straße entlastet, wenn die Erschließung von Ro_23 bei-
spielsweise komplett von Norden aus erfolgen würde. 

5 Ferner fordere ich eine Begründung, warum die Anlieger der Koblenzer Straße, offensichtlich ohne 
nennenswerte Beteiligung des Investors von Ro_23, die Kosten für den Ausbau tragen sollen. Den 
weit überwiegenden Nutzen trägt der Investor von Ro_23. Offensichtlich wurde Ro_25 überhaupt nur 
daher vom Vorhaben Ro_23 getrennt, um diese Anliegerbelastung realisieren zu können. Dies wäre 
rechtswidrig. Während die bisherigen Anlieger mit dem jetzigen Ausbauzustand der Koblenzer Straße
seit Jahrzehnten hervorragend klar gekommen sind, ist der Profiteur des Ausbaus augenscheinlich der 
Investor des Neubaugebiets Ro_23. Diese äußerst interessante Konstellation muss ausreichend be-
gründet werden.   

6 Ich fordere eine Beendigung der Beplanung der Koblenzer Straße in Ro_25 und eine Zusammenle-
gung mit dem Bebauungsplan Ro_23. Das Vorhaben Ro_25 muss als Planungsverfahren gestoppt 
werden und eine Erschließung von Ro_23 über den Fuhrweg oder andere Alternativen geprüft wer-
den. Nur falls eine rechtmäßige Prüfung zum Ergebnis kommt, dass keine alternative Erschließung 
von Ro_23 als über die Koblenzer Straße möglich ist, darf eine Erschließung über den Ausbau der 
Koblenzer Straße weiter geplant werden; hierbei muss dann der Investor von Ro_23 die alleinigen 
Kosten des Ausbaus der Koblenzer Straße tragen, weil dieser Ausbau für ihn alternativlos ist. 

Für den Fall einer nicht ausreichen Begründung zu den aufgeworfenen Punkten oder eines unveränderten Fest-
haltens an Ro_25 und der Kostenbeteiligung der Anwohner kündige ich die rechtsanwaltliche Überprüfung und
gerichtliche Anfechtung an. 
 

Mit freundlichem Gruß
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Weiner, Carla

Von:
Gesendet: Dienstag, 6. Juli 2021 18:13
An: Weiner, Carla
Betreff: Stellungnahme im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung - Ro 25

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung
Kennzeichnungsstatus: Gekennzeichnet

Sehr gehrte Damen und Herren, 
 
zum Bebauungsplan "Ro 25 - Koblenzer Straße" nehmen wir als Anlieger der Koblenzer Straße ( ) 
im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wir folgt Stellung: 
 
1. Der Ausbau der Koblenzer Straße erfolgt inhaltlich in unübersehbarem faktischen Zusammenhang zum 
Bebauungsplan Ro 23. Zur Erschließung des Baugebietes Ro 23 ist ausschließlich die Koblenzer Straße 
vorgesehen. Sie dient nicht nur zunächst dem Bauverkehr (und damit verbunden tragen die Anlieger die Lärm- 
und Dreckbelastung), sondern auch später dem Liefer-, Anlieger- und Besucherverkehr. Es wurde immer wieder 
von Seiten der Stadt darauf hingewiesen, dass es hierzu - angeblich - keine Alternative gibt. Dies spricht nach 
unserer Auffassung eindeutig dafür, dass die Kosten für den Ausbau der Straße vom Investor, dem Profiteur der 
Baumaßnahme Ro 23 zu tragen sind. Selbst eine ursprünglich vom Investor angekündigte Beteiligung von 
(wenigstens) 20 % der Kosten scheint ja inzwischen vom Tisch zu sein. Es ist aus unserer Sicht absolut nicht 
nachvollziehbar, wieso die Stadt Bornheim den Investor von dieser Verpflichtung komplett freistellt und nicht 
einmal die 20 % (vom Investor angekündigt im Rahmen einer Absichtserklärung) einfordern will. Im 
Schwabenland würde man an dieser Stelle von "einem Geschmäckle" sprechen ......... 
 
2. Die Koblenzer Straße ist bereits seit fast 30 Jahren mit einer Teerdecke ausgebaut und mit Kanalisation, 
Versorgungsleitungen und Straßenbeleuchtung versehen. Seinerzeit hat der damalige Bauträger, die Montana 
GmbH, die Kosten dafür auf uns Immobilienkäufer (im Rahmen des Kaufpreises für unser Haus) umgelegt. Es 
handelt sich folglich jetzt nicht - wie von der Stadt argumentiert - um einen Erstausbau, sondern lediglich um eine 
Neugestaltung der Koblenzer Straße. Insofern halten wir die Abwälzung der Kosten dafür auf uns Anwohner für 
rechtswidrig. 
 
3. Nach wie vor sind wir der festen Überzeugung, dass eine Erschließung des Baugebietes Ro 23 über andere 
Alternativrouten sinnstiftend möglich gewesen wären. Es ist für uns weiterhin nicht einsehbar, warum der gesamte 
Verkehr in beide Fließrichtungen lediglich und ausschließlich über die Koblenzer Straße erfolgen muss. Wir bitten 
darum, zur Entlastung der Anlieger der Koblenzer Straße noch einmal über Alternativrouten nachzudenken. 
 
 
Aus den vorgenannten (und weiteren noch bestehenden) Gründen weisen wir Sie an dieser Stelle darauf hin, dass 
wir einen eventuell zukünftig ergehenden Umlagebescheid zu den Straßenausbaukosten rechtlich detailliert prüfen 
werden und behalten uns rechtliche Schritte dagegen vor. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Weiner, Carla

Von:
Gesendet: Dienstag, 6. Juli 2021 23:39
An: Weiner, Carla
Betreff: Stellungnahme "Ro25"

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung
Kennzeichnungsstatus: Gekennzeichnet

Sehr geehrte Frau Weiner, 
 
bezüglich des Bebauungsplans „Ro25-Koblenzer Straße“ möchte ich als Anwohner Stellungnahme gegen die aktuelle 
Planung abgegen. 
 
Autofahrer, die bereits zum aktuellen Zeitpunkt zu schnell durch die Koblenzer Straße fahren, werden durch einen 
Ausbau der Straße noch mehr dazu verleitet schneller zu fahren. 
Daher ist es mein Anliegen, dass die Koblenzer Straße als Spielstraße ausgebaut wird, um die Sicherheit der 
schwächeren Verkehrsteilnehmer, insbesondere der Kinder, zu gewährleisten. 
Im Hinblick auf die Öffnung des Kindergartens, kann ich mir durchaus vorstellen, dass einige Eltern ihre Kinder zu 
Fuß oder mit dem Fahrrad/Laufrad zum Kindergarten bringen möchten und 
um diesen ebenfalls einen sicheren Weg zum Kindergarten zu ermöglichen, sollten Sie als Verantwortliche den 
Bebauungsplan noch einmal überarbeiten und eine Spielstraße aus der Koblenzer Straße machen. 
 
Des Weiteren sehe ich es kritisch, Parkbuchten zu errichten. Die Straße wird somit breiter und verleitet Autofahrer 
schneller zu fahren. Parkflächen auf der Straße stellen eine bessere Alternative zu den  
Parkbuchten dar, so werden natürliche Hindernisse geschaffen, um so die Geschwindigkeit der Verkehrsteilnehmer 
zu reduzieren. 
 
Wir haben als Anwohner während der Bauphase des neuen Kindergartens feststellen müssen, dass sich vor allem 
der Bauverkehr, mit den großen 3-Achs-Kipplastern nicht an die Geschwindigkeit gehalten haben. 
Die Fahrzeugführer sind noch nicht einmal vom Gas runter gegangen, wenn wir mit unseren Kindern (3 und 1 Jahre) 
auf der Straße spazieren waren und die LKW´s uns an Engstellen passieren mussten. Da handelte  
es sich nur um die Bauphase eines einzelnen Gebäudes, wie soll die Situation erst werden, wenn der Bauverkehr des 
neuen Wohngebietes durch die Straße fährt? 
 
Ebenfalls kam es morgens um 07:00 Uhr zu deutlichen Verkehrsbehinderungen, als die ersten Arbeiten für „Ro23“ 
im Gange waren und die Gewächshäuser der ehemaligen Gärtnerei Tönnessen abgerissen wurden. 
Es standen mehrmals vier 3-Achs-Kipplaster auf der Straße und warteten darauf beladen zu werden, man hatte als 
Fußgänger schon Probleme an den Fahrzeugen vorbeizukommen. Die Straße glich einer vielbefahrenen 
Hauptstraße und machte es für alle Verkehrsteilnehmer, die nicht mit dem Auto unterwegs waren, sehr gefährlich. 
 
Meiner Meinung nach handelt es sich bei „Ro25“ auch nicht um einen Erstausbau, da die Kanalisation, 
Straßenabläufe (in geringer Stückzahl vorhanden) und eine Teerdecke in der Koblenzer Straße bereits vorhanden 
sind. 
 
Die Beschleunigung des Bauvorhabens „Ro25“ dient aus meiner Sicht nur dazu, die zukünftigen Anwohner der 
Baugebietes „Ro23“ eine entsprechend „schöne“ Anbindung an ihr neues Wohngebiet zu ermöglichen. Aus diesem 
Grunde sollte dann auch der Investor des Baugebietes „Ro23“ deutlich an den Kosten des Ausbaus beteiligt werden. 
Es darf nicht sein, dass wir als Anwohner der Koblenzer Straße den Ausbau allein finanzieren und sich der 
Investor den Ausbau finanzieren lässt. Ebenfalls muss es möglich sein, dass das neue Baugebiet „Ro23“ eine weitere 
Zufahrt bekommt.  
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Mit freundlichen Grüßen 
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Weiner, Carla

Von:
Gesendet: Dienstag, 6. Juli 2021 22:24
An: Weiner, Carla
Betreff: Stellungnahme Ro25

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung
Kennzeichnungsstatus: Gekennzeichnet

 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Weiner, 
 
 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nehmen ich zum Bebauungsplan Ro 25 wie folgt Stellung: 
 
1. Ich lehne den Ausbau der Koblenzer Straße ab. 
 
2a. Falls es zu einer Umgestaltung/Ausbau der Koblenzer Straße kommen sollte, fordern ich die Kostenübernahme 
durch die Stadt Bornheim und den Investor von Ro 23. 
 
2b. Ich halte die Trennung von Ro 23 und Ro 25 für falsch. 
 
3. Ich fordern für das im Zusammenhang mit Ro 25 stehende Baugebiet Ro 23 eine andere bzw. mindestens eine  
weitere Zuwegung für Fahrzeuge, sowohl für die Bauphase als auch danach. Warum wird an der Kreuzung 
Herselerstraße / Raiffeisenstraße eine Ampelanlage gebaut mit entsprechende Zuwegung zum dortigen 
Neubaugebiet und zum Fuhrweg? Es stehen somit alternative Zuwegbarkeiten zur Verfügung.  
 
4. Die Auffassung der Stadt Bornheim, die Koblenzer Straße sei in einem nicht ausgebauten Zustand (Wortlaut), 
teilen ich ausdrücklich NICHT.  Es bestehen unstrittig Merkmale einer ausgebauten Straße (z.B. Kanal, 
Straßenlaternen, markierter Gehweg, alle Hausanschlüsse, neue Teerdecke). Es kann sich ggf. also bestenfalls um 
eine Umgestaltung der Koblenzer Straße handeln.  
Bei Kauf meines Hauses wurde mir mitgeteilt das beim Bau des Hauses Erschließungskosten in Höhe von 25.000 DM 
gezahlt wurden. Daher halte ich es für rechtswidrig die Umbau/Ausbaukosten auf die Anwohner abzuwälzen. 
Entgegen des Wortlautes in der Begründung der Stadt Bornheim zur Aufstellung von Ro 25 kann die Koblenzer 
Straße in ihrer jetzigen Form sehr wohl vollumfänglich ihrer Funktion gerecht werden; jedenfalls BISHER! 
 
5a. Wenn überhaupt eine Umgestaltung der Koblenzer Straße erforderlich wird, dann ist diese EINZIG UND ALLEIN  
durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen, bedingt durch die neue KiTa am Maarpfad und das Baugebiet Ro 23, 
erforderlich (nicht unerheblich, bei zu erwartenden 121 bis 134 WE). 
Demzufolge sollten hier auch die Stadt Bornheim und der Investor von Ro 23 die Kosten für eine 
Umgestaltung/Ausbau übernehmen (analog zum Städtebaulichen Vertrag zu Rb 01, in dem der Investor eines 
Baugebietes von vornherein durch die Stadt Bornheim verpflichtet wird, die Kosten für den Ausbau des Rüttersweg 
zu übernehmen).  
 
Unabhängig davon wäre eine Offenlegung der Kostenschätzung interessant. Ich bitte daher um Mitteilung. 
 
5b. Insoweit halten ich die Abtrennung von Ro 25 von Ro 23 für falsch. 
 
6. Eine alleinige Erschließung von Ro 23 über die Koblenzer Straße halten ich in der geplanten Form für nicht 
realistisch umsetzbar. Es entstünde eine gefährliche T-Kreuzung an einer denkbar ungünstigen, weil zu schmalen 
und unübersichtlichen Stelle. Auch im Hinblick auf die naheliegende Kreuzung der Koblenzer Straße mit dem 
Maarpfad. 
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Es müssen (zusätzliche) alternative Zuwegungen her. Geeignete Vorschläge für hierzu liegen der Verwaltung vor und 
wurden bisher nicht beachtet. 
 
Hier will die Stadt ihr Konzept GEGEN DIE BERECHTIGTEN Interessen der Anwohner um jeden Preis und auf Kosten 
der Anwohner durchdrücken. 
 
WARUM??? 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
------------------------------------------ 

------------------------------------------ 
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Weiner, Carla

Von:
Gesendet: Dienstag, 6. Juli 2021 17:43
An: Weiner, Carla
Betreff: Ro25 ( Öffentlichkeitsbeteiligung, Stellungsnahme)

 Bornheim 6.7.2021 

53332 Bornheim 

Öffentlichkeitsbeteiligung in Bezug auf Ro25 

Sehr geehrte Frau Weiner, 

Hiermit wollen wir unsere Stellungnahme zu Bebauungsplan Ro 25 abgeben. 

Als bereits bestehende Anwohner der Koblenzer Straße sehen wir Ro25 als nicht rechtmäßig an und sind damit ganz 
und gar nicht einverstanden. Man greift dadurch unsere Rechte an und versucht mit allen möglichen Mitteln das 
Vorhaben des Investors von Ro23 umzusetzen. 

Folgende Punkte finden wir müssen streng geprüft werden, ggf. müssen diese auch in Bezug auf Rechtswidrigkeit 
vor Gericht geklärt werden. 

1. Initiale Beschluss von Ro23 in dem die Koblenzer Str. als einzige Zugangsstraße zu Neubaugebiet dienen 
sollte. Im Verlauf durch Widerstand der Anlieger Ausgliederung der Koblenzer Str. zum alleinigen Ro25 
Bauvorhaben als Trick um einerseits die Kosten auf die Anlieger zu verteilen und zum anderen Investor vor 
Beteiligungskosten für Erneuerung der Straße zu schonen.  

2. Einstufung der Koblenzer Straße als Neuerschließung erscheint nicht plausibel.  

Vor allem, weil die Straße seit mehreren Jahrzehnten existiert und bereits 2010 und später an dieser 
existierenden Straße weitere Häuser gebaut wurden. Sie mündet auch in andere Straßen ein. Die Koblenzer 
Straße hat bereits Infrastruktur, Anschlüsse an jegliche technischen Einrichtungen (Kanalisation, Strom, 
Kabel für Festnetzanschlüsse, Beleuchtung, teilweise Fußgängerweg Markierung). Somit wäre aus unserer 
Sicht das Bauvorhaben ein Ausbau. Dieser Ausbau ist wiederum in dem Umfang nur notwendig, um Ro23 zu 
realisieren und Zugang zu der neu erbauten Kita Maarpfad zu verbessern. Die Kosten dafür möchte die Stadt 
allerdings nur auf die Anwohner verteilen. Das ist mehr als ungerecht. 

3. Durch Neubaugebiet und neue Kita wird Verkehrsaufkommen der Koblenzer Straße enorm wachsen. Somit wird die Sicherheit der 
bereits ansässigen Anwohnern (viele Familien mit Kindern) nicht berücksichtigt. Die Lärmbelastung wird ebenfalls enorm steigen.  

4. Das Problem bereits aktuell auch schon voll zugeparkten Straße wird nirgendwo berücksichtigt. z.B.Einsatz der Rettungsfahrzeuge?  

5. Die Interessen des Investors von Ro23 werden konsequent umgesetzt. Auch Ausgliederung von Ro25 ein Beispiel dafür. Interessen 
der Anlieger wiederum gar nicht. Das zeigt auch das Vorhaben der voraussichtlichen Kostenaufteilung zusätzlich sehr deutlich. 
Zudem wurden alternativen der Erschließung von Ro23 über andere Straßen ohne jegliche Begründung abgewälzt.  

Unter o.g. Punkten sehen wir die Ausgliederung der Koblenzer Str. als Ro25 aus Ro23 sehr fragwürdig und bereits nicht rechtmäßig.  

Für uns ist wichtig! 

-andere Einstufung der Straße und Übernahme der Kosten für Ausbau durch die Stadt und Investor 
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-schaffen der alternativen Zugangswege an Neubaugebiet Ro23  

Mit freundlichen Grüßen 



Stellungnahme(n) (Stand: 07.07.2021)

Sie betrachten: Roisdorf - Bebauungsplan Ro 25 \"Koblenzer Straße\"

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB

Zeitraum: 07.06.2021 - 09.07.2021

Kontakt: Name:
E-Mail:

Bürger ID:

Stellungnahme: Erstellt am: 06.07.2021

Sehr geehrte Damen und Herren,

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nehmen wir zum Bebauungsplan Ro 25 wie folgt Stellung:

1. Wir lehnen den Ausbau der Koblenzer Straße ab.

2a. Falls es zu einer Umgestaltung/Ausbau der Koblenzer Straße kommen sollte, fordern wir die
Kostenübernahme

durch die Stadt Bornheim und den Investor von Ro 23.

2b. Wir halten die Trennung von Ro 23 und Ro 25 für falsch.

3. Wir fordern für das im Zusammenhang mit Ro 25 stehende Baugebiet Ro 23 eine andere bzw.
mindestens eine

weitere Zuwegung für Fahrzeuge, sowohl für die Bauphase als auch danach.

1. Die Auffassung der Stadt Bornheim, die Koblenzer Straße sei in einem nicht ausgebauten Zustand
(Wortlaut),

teilen wir ausdrücklich NICHT.

Es bestehen unstrittig Merkmale einer ausgebauten Straße (z.B. Kanal, Straßenlaternen, markierter
Gehweg, alle

Hausanschlüsse, neue Teerdecke). Es kann sich ggf. also bestenfalls um eine Umgestaltung der
Koblenzer Straße

handeln. Auch wurden von uns bei Bau des Hauses Erschließungskosten in Höhe von 25.000 DM
gezahlt.

Entgegen des Wortlautes in der Begründung der Stadt Bornheim zur Aufstellung von Ro 25 kann die
Koblenzer Straße

in ihrer jetzigen Form sehr wohl vollumfänglich ihrer Funktion gerecht werden; jedenfalls BISHER!

2a. Wenn überhaupt eine Umgestaltung der Koblenzer Straße erforderlich wird, dann ist diese EINZIG
UND ALLEIN

durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen, bedingt durch die neue KiTa am Maarpfad und das
Baugebiet Ro 23,

erforderlich (nicht unerheblich, bei zu erwartenden 121 bis 134 WE).

Demzufolge sollten hier auch die Stadt Bornheim und der Investor von Ro 23 die Kosten für eine
Umgestaltung/
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Ausbau übernehmen (analog zum Städtebaulichen Vertrag zu Rb 01, in dem der Investor eines
Baugebietes

von vornherein durch die Stadt Bornheim verpflichtet wird, die Kosten für den Ausbau des Rüttersweg
zu übernehmen).

Unabhängig davon wäre eine Offenlegung der Kostenschätzung interessant. Wir bitten hier um
Mitteilung.

2b. Insoweit halten wir die Abtrennung von Ro 25 von Ro 23 für falsch.

3. Eine alleinige Erschließung von Ro 23 über die Koblenzer Straße halten wir in der geplanten Form für
nicht realistisch

umsetzbar. Es entstünde eine gefährliche T-Kreuzung an einer denkbar ungünstigen, weil zu schmalen
und

unübersichtlichen Stelle. Auch im Hinblick auf die naheliegende Kreuzung der Koblenzer Straße mit
dem Maarpfad.

Es müssen (zusätzliche) alternative Zuwegungen her. Geeignete Vorschläge für hierzu liegen der
Verwaltung vor

und wurden bisher nicht beachtet.

Hier will die Stadt ihr Konzept GEGEN DIE BERECHTIGTEN Interessen der Anwohner um jeden Preis
und auf Kosten

der Anwohner durchdrücken.

WARUM???

Mit freundlichen Grüßen

Anlage: Bestätigung Erschließungsbeiträge

Anhänge:
Bestätigung-Erschliessungskosten pdf (bb_18896_bestaetigung-erschliessungskosten-

.pdf)
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Weiner, Carla

Von:
Gesendet: Mittwoch, 7. Juli 2021 09:15
An: Weiner, Carla
Betreff: Stellungnahme für Ro_25

An die Stadt Bornheim, 
sehr geehrte Frau Weiner, 
unserer Meinung nach hat die Stadt rechtswidrige Verfahrensfehler begangen. 
Diese sind: 

1. Die Koblenzer Straße ist bereits seit Jahrzehnten mit einer Teerdecke ausgebaut und mit Kanalisation und 
anderen Versorgungsleitungen versehen. Das Vorhandensein von Bürgersteigen ist dabei unerheblich. Die 
Stadt hat in den 90er Jahren sogar von Anwohnern Kostenbeiträge für den Anschluss an die Kanalisation 
erhoben. Wir gehen davon aus, dass die Bauträger ebenfalls zur Kasse gebeten worden sind. 
Damit handelt es sich nicht, wie die Stadt argumentiert, um einen Erstbau, sondern um eine 
Neugestaltung der Koblenzer Str.. Die Kosten hierfür auf die Anwohner abzuwälzen ist 
rechtswidrig. 

2. Der Straßenneubau wird mit Sicherheit zum Schnell(er)fahren verleiten. Zusammen mit der erhöhten 
Verkehrslast erhöht die Stadt die Sicherheitsrisiken für die Anwohner. Hierzu hat es bislang keine 
Untersuchung geben. Die von der Stadt angeführten Argumente für eine erhöhte Sicherheit des 
Neubaus sind nicht haltbar, weil nicht belegt. 

3. Der Ausbau dient in erster Linie der Erschließung des Neubaugebietes und damit hauptsächlich den 
Interessen des Investors von Ro_23. Die ursprüngliche Planung hatte ja den Ausbau der Koblenzer in 
Ro_23 vorgesehen. 
Offensichtlich versucht die Stadt aber, den Investor vor einer Kostenbeteiligung zu schützen. Eigentlich 
müsste der Investor des Neubaugebietes Ro_23 in erheblichem Maße an den Kosten für Ro_25 
beteiligt werden, und zwar deutlich höher als mit 20%, nämlich nahezu vollständig. 
Offensichtlich ist die Abspaltung von Ro25 von Ro_23 gleichfalls rechtswidrig und müßte 
nocheinmal gerichtlich überprüft werden. 

4. Die Stadt hat die vorgeschlagenen Erschließungsalternativen für Ro_25 nicht hinreichend geprüft. In den 
Abwägungen wurden Sachfehler begangen (Versiegelungen der Oberflächen sind in der Koblenzer Str. 
kein Problem, an anderen Stellen aber sehr wohl). 

5. Insgesamt hat die Stadt so viele Fehler begangen, dass die Kostenumlagebescheide erfolgreich vor 
Gericht angefochten werden.  

Deshalb beantragen wir folgendes: 

 Aussetzung des Aufstellungsverfahrens für Ro_25  
 Verzicht auf den Ausbau der Koblenzer Str.  
 Alternative Erschließung von Ro_23  
 vollständige Kostenumlage für die Erschließung von Ro_23 auf den Investor  

Zudem haben wir eine Frage: 
Im Städtebaulichen Vertrag Rb01 übernimmt der Investor die Kosten für die Erschließung der erforderlichen 
Straße. 
Im Gegensatz dazu wird der Ro23 in zwei Verfahren, den Ro 23 und den Ro 25, geteilt und der Investor wird nur 
zu einem kleinen Teil an den Erschließungskosten beteiligt. 
Was ist der Genaue Unterschied der Verfahren Rb01 und Ro23 welcher die unterschiedliche Kostenbeteiligung des 
Investors ausmacht? 

Mit freundlichen Grüßen, 

Weiner, Carla
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Stellungnahme(n) (Stand: 09.07.2021)

Sie betrachten: Roisdorf - Bebauungsplan Ro 25 \"Koblenzer Straße\"

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB

Zeitraum: 07.06.2021 - 09.07.2021

Kontakt: Name: 

Telefon: 

Bürger ID:

Stellungnahme: Erstellt am: 08.07.2021

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich erhebe hiermit Einwendungen gegen Ro 25 Koblenzer Straße. Der Bereich der Koblenzer Straße
hat ursprünglich zum Bebauungsplan Ro 23 gehört. Die Herausnahme der Koblenzer Straße aus dem
Ro 23 und die daraus resultierende unverhältnismäßige Inanspruchnahme der Anlieger der Koblenzer
Straße für die Ausbaukosten ist meiner Meinung nach rechtswidrig. Den Anliegern der Koblenzer Straße
werden die Kosten zur Anbindung des geplanten Baugebietes Ro 23 aufgebürdet, obwohl der Investor
von dieser Maßnahme massiv profitiert und einen entsprechenden Beitrag leisten müsste.

Mit freundlichen Grüßen

Anhänge: -
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